
Der Landrat des Kreises Kaiserslautern, Postfach 3580 67657 Kaiserslautern 

Damen und Herren 
Mitglieder des Kreistages 

Der 
Landrat 

Paul Junker 
13.11.2017 

Landkreis 
Kaiserslautern 

Frau Heß-Schmidt, 1. Kreisbeigeordnete 
Herrn Schmidt P., Kreisbeigeordneter 
Herrn Dr. Altherr, Kreisbeigeordneter 

Herrn Keller, Regierungsdirektor 
Frau Krill-Sprengart, Kreisoberverwaltungsrätin 
Herrn Schmidt A., Abteilungsleiter 1 
Herrn Lauer, Abteilung 1 
Frau Müller, Gleichstellungsstelle 
Frau Leis, Gleichstellungsstelle 
Frau Priebe, Rechnungs- und Gemeindeprüfungsamt 

Frau Dr. Matt-Haen, Kultur + Öffentlichkeitsarbeit 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

am 
Montag, dem 20,11.2017, um 14:30 Uhr, 

findet im Deutschordensaal der Kreissparkasse Kaiserslautern, Am Altenhof 12/14, 
eine Sitzung des 

Kreistages 

mit nachstehender Tagesordnung statt. 

Hierzu lade ich Sie freundlichst ein. 

Tagesordnung:  

Öffentlicher Teil 

1 Vollzug der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung, der 
Landkreisordnung und der Landesverordnung über die 
Prüfung kommunaler Einrichtungen 
hier: Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises 

I. Schlussbesprechung über den Jahresabschluss 2016 
II. Feststellung des Jahresabschlusses 2016 
III. Verwendung des Jahresgewinns, 

0922/2017 
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2 Gebührenplankalkulation 0954/2017 
der Abfallwirtschaftseinrichtung 2018-2020 
hier: Vorstellung der Gebührenstruktur 

3 Änderung der Satzung über die Erhebung von 0960/2017 
Benutzungsgebühren für die Abfallentsorgung 
(Abfallgebührensatzung) 

4 Kommunales Investitionsprogramm 3.0 - Rheinland-Pfalz 0965/2017 
(KI 3.0), Kapitel 2 - Umsetzung im Landkreis Kaiserslautern 

5 Energetische Sanierung Kreisveraltungsgebäude: 0972/2017 
Auftragsvergabe 

6 Jugendhilfeausschuss (2014-2019) — 0968/2017 
Nachwahl eines stimmberechtigten Mitglieds 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 0976/2017 
"Antrag zur Verlegung der Luftkampfübungsgebieten TRA 
Lauter und POLYGONE aus dem Kreisgebiet" 

8 Einwohnerfragestunde 

Nichtöffentlicher Teil 

9 Prüfung des Jahresabschlusses der 0967/2017 
Abfallwirtschaftseinrichtung gern. § 89 Abs. I GemO 
i.V.m. § 57 LKO 
hier: Bestellung eines Wirtschaftsprüfers 

10 Benutzung des Dienstkraftwagens durch den Landrat 0961/2017 

11 Vollzug der Landeskommunalbesoldungsverordnung; 0963/2017 
hier: Dienstaufwandsentschädigung 

12 Personalangelegenheit 0974/2017 

Mit freundlichen Grüßen 



 

KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 
Fachbereich 5.4 
5.4-MM-53790 
0922/2017 
 
____________________________________ 
 

13.11.2017 
 

Beschlussvorlage 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Umwelt- und Abfallwirtschaftsausschuss 02.11.2017 öffentlich 
Kreisausschuss 13.11.2017 öffentlich 
Kreistag 20.11.2017 öffentlich 

 
 

Vollzug der Eigenbetriebs- und Anstaltsverordnung, der Landkreisordnung und 
der Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen 
hier: Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises 
 
I. Schlussbesprechung über den Jahresabschluss 2016 
II. Feststellung des Jahresabschlusses 2016 
III. Verwendung des Jahresgewinns 
 
Sachverhalt: 
 
I. Schlussbesprechung über den Jahresabschluss 2016 der Einrichtung Abfallentsor-

gung 
 
Über die Ergebnisse der Prüfung des Jahresabschlusses 2016 der Abfallentsorgungseinrich-
tung des Landkreises Kaiserslautern hat zwischen dem Abschlussprüfer und dem Landrat in 
seiner Funktion als Werkleiter eine Schlussbesprechung zu erfolgen. 
 
Nachdem die Einrichtung zwar nach Eigenbetriebsrecht verwaltet, ein eigener Werkaus-
schuss aber nicht gebildet wurde, findet die Schlussbesprechung im Rahmen der Sitzung 
des Kreisausschusses am 13.11.2017 statt.  
 
Gemäß § 4 Abs. 4 der Landesverordnung über die Prüfung kommunaler Einrichtungen vom 
22.07.1991 ist vor der Feststellung des Jahresabschlusses, die durch den Kreistag erfolgt, 
diese Schlussbesprechung durchzuführen. Zu dieser Schlussbesprechung ist auch der 
Rechnungshof Rheinland-Pfalz eingeladen. 
 
Nach Feststellung des Wirtschaftsprüfers, Herrn Dr. Harald Breitenbach und aufgrund der 
bei der Prüfung durch ihn gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den 
deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und den 
ergänzenden Bestimmungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebes.  
 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutref-
fendes Bild von der Lage des Betriebes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
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Entwicklung zutreffend und umfassend dar.  
 
Im Juli 2015 ist das Gesetz zur Umsetzung der Bilanzrichtlinie 2013/34/EU (BilRUG) in Kraft 
getreten. Durch das BilRUG ergeben sich zahlreiche Änderungen und Neuerungen in ver-
schiedenen Einzelgesetzen (wie z.B. im HGB). Diese waren erstmals verpflichtend für die 
Jahresabschlüsse ab 2016 zu beachten und haben im vorliegenden Jahresabschluss ent-
sprechende Berücksichtigung gefunden. 
 
Der vorläufige Jahresabschluss 2016 mit Bilanz zum 31.12.16, der Gewinn- und Verlust-
rechnung und dem Anhang sind dieser Beratungsvorlage als Anlage beigefügt. 
 
Der Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses 2016 ist als Anlage beigefügt. 
 
 
II. Feststellung des Jahresabschlusses 2016 der Abfallentsorgungseinrichtung 
 
Der Jahresabschluss 2016 der Einrichtung Abfallentsorgung wurde von der  Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Dr. Burret GmbH, Ludwigshafen, geprüft.  
 
a) Die Jahreserfolgsrechnung schließt mit einem Jahresgewinn von 95.809,03 EUR ab.  
 
b) Die Bilanzsumme zum 31.12.2015 schließt mit einem Betrag von 2.896.942,56 EUR ab. 
 
Der Jahresabschluss ist gem. § 27 EigAnVO dem Werksausschuss vorzulegen und durch 
diesen festzustellen.  
 
Da beim Landkreis ein solcher nicht gebildet ist, erfolgt die Vorlage an den Kreisausschuss 
und Kreistag. Die bezüglich des Jahresabschlusses erforderliche Schlussbesprechung mit 
dem Wirtschaftsprüfer erfolgt im Rahmen der Kreisausschusssitzung am 13.11.2017. 
 
Die formelle Feststellung des Jahresergebnisses erfolgt durch den Kreistag. 
 
 
III. Verwendung des Jahresgewinns 
 
Die Abfallwirtschaftseinrichtung hat im Jahr 2016 einen Jahresgewinn von 95.809,03 EUR 
erwirtschaftet. 
 
Ab dem Jahr 2016 bestehen keine nach EigAnVO realisierbaren Rückzahlungsverpflichtun-
gen mehr für durch diesen übernommene Verlustausgleiche aus Vorjahren. 
 
Die Verwaltung schlägt vor,  
 

 
1. den Jahresgewinn 2016 aus dem Betrieb gewerblicher Art „DSD“ in Höhe von 

39.977,01 EUR gem. § 8 Abs. I S. 5 KAG, an den Einrichtungsträger abzuführen.  
 
Dies führt nach Kapitalertragssteuern und Solidaritätszuschlag zu einer Ausschüttung 
von 33.650,65 EUR an den Landkreis aus dem Gewinn- und Verlustvortrag in 2017. 
 

2. den Restgewinn des hoheitlichen Bereichs der Abfallentsorgungseinrichtung 2016 
(einschl. des Mindestgewinns n. § 8 KAG) in Höhe von 55.832,02 EUR auf neue 
Rechnung vorzutragen.  

 
 
Hierüber ist durch die zuständigen Gremien Beschluss zu fassen. 



Hinweis zur Entlastungserteilung: 
 
Die Entlastung für das Wirtschaftsjahr 2016 wird zusammen mit der Entlastung für das 
Haushaltsjahr 2016 des Landkreises Kaiserslautern nach § 114 Abs. I S. 2 GemO erteilt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Umwelt- und Abfallwirtschaftsausschuss/ Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag zu 
beschließen: 
 
 
Der Kreistag beschließt: 

 
I. Der Kreistag nimmt den vorläufigen Jahresabschluss 2016 mit Bilanz zum 31.12.16, 

der Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang sowie den Prüfungsbericht des 
Wirtschaftsprüfers der Dr. Burret GmbH zur Kenntnis. 
 

II. Der Jahresabschluss 2016 für die Abfallentsorgungseinrichtung des Landkreises wird 
gem. § 27 EigAnVO wie folgt festgestellt: 

 
a. Die Jahreserfolgsrechnung schließt mit einem Jahresgewinn von 95.809,03 

EUR ab. 
 
b. Die Bilanzsumme zum 31.12.2016 beträgt 2.896.942,56 EUR. 

 
 

III. 1.  Der Jahresgewinn 2016 aus dem Betrieb gewerblicher Art „DSD“ in Höhe von 
39.977,01 EUR, wird gem. § 8 Abs. I S. 5 KAG, aus dem Gewinn- und Verlustvor-
trag an den Einrichtungsträger abgeführt. Die Ausschüttung nach Kapitalertrag-
steuer-Abzug an den Landkreis soll in 2017 erfolgen und beträgt 33.650,65 EUR. 
 

2. Der Restgewinn des hoheitlichen Bereichs der Abfallentsorgungseinrichtung 2016 
(einschl. des Mindestgewinns n. § 8 KAG) in Höhe von 55.832,02 EUR wird auf 
neue Rechnung vorgetragen. 

 
 
 
Im Auftrag: 

  
Michael Mersinger 
Fachbereichsleiter 
 
 

Anlage/n:  

I. Jahresabschluss Abfallwirtschaft 2016 
II. Jahresabschluss Abfallwirtschaft 2016 Lagebericht 
III. Jahresabschlussprüfung Abfallwirtschaft 2016 HT 
IV. Abfallwirtschaft 2016 Testat Wirtschaftsprüfer 
V. Fragenkatalog Wirtschaftsprüfung nach IDW PS 720 
VI. Erläuterungsbericht 2016 (zur ausschließlich internen Verwendung) 





 

KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 
Fachbereich 5.4 
5.4/MM-53790 
0954/2017 
 
____________________________________ 
 

23.10.2017 
 

Beschlussvorlage 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Umwelt- und Abfallwirtschaftsausschuss 02.11.2017 öffentlich 
Kreisausschuss 13.11.2017 öffentlich 
Kreistag 20.11.2017 öffentlich 

 
 

Gebührenplankalkulation der Abfallwirtschaftseinrichtung 2018-2020 
hier: Vorstellung der Gebührenstruktur 
 
Sachverhalt: 
 
Die Abfallgebühren der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger sind nach § 5 Abs. 2 Lan-
deskreislaufwirtschaftsgesetz (LKrWG) nach den Bestimmungen des Kommunalabgabenge-
setzes Rhl.-Pf. (KAG) zu kalkulieren. 
 
Bislang wurden die Abfallgebühren in einer einjährigen Gebührenplankalkulation ermittelt 
und jährlich fortgeschrieben. Es ist beabsichtigt, die Gebührenplanung zukünftig im Rahmen 
einer Gebührenplankalkulation zu erstellen, die auf drei Jahre ausgerichtet ist. 
 
Da auch die ZAK ihre Gebühren in einem dreijährigen Gebührenkalkulationszeitraum (2018-
2020) plant, macht es Sinn, die Abfallgebühren der Abfallentsorgungseinrichtung des Land-
kreises analog hierzu auszurichten und zu planen. 
 
Hierdurch ist eine weitere Verstetigung der Abfallgebühren, verbunden mit mehr Planungssi-
cherheit für die Anschlusspflichtigen, aber auch für die Einrichtung selbst gegeben. Auch 
können z.B. konjunkturbedingte „Finanzspitzen“ die sowohl im Aufwands- wie auch im Er-
tragsbereich jederzeit entstehen können, über einen längeren Zeitraum besser ausgeglichen 
werden, was ebenfalls zur Verbesserung der Gebührenkontinuität insgesamt beiträgt.  
 
Dadurch kann insbesondere auch vermieden werden, dass in einem relativ kurzen Zeitraum  
die Abfallgebühren mehrmals nach oben oder unten angepasst werden müssten, was jeweils 
mit einem nicht unerheblichen organisatorischen aber auch finanziellen Aufwand verbunden 
ist. 
 
Mit der erstmaligen Erstellung der mehrjährigen Gebührenplanplankalkulation für die Jahre 
2018-2020 wurde die teamwerk_AG Mannheim beauftragt. 
 
Im Rahmen der Kalkulation fanden folgende wesentliche Eckpunkte Berücksichtigung, die 
sich u.a. aus dem Maßnahmenkatalog des 2015 vom Kreistag beschlossenen Abfallwirt-
schaftskonzeptes 2015-2020 ergeben: 
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 Grundsätzliche Beibehaltung der „Einheitsgebühr“ für alle abfallwirtschaftli-
chen Dienstleistungen 
 

 Vollständige Auflösung der erstmals in 2015 gebildeten Gebührenausgleichs-
rückstellung (dreijährige Gebührenüberdeckung) mit einem Betrag von jährlich 
350.000 EUR. 
 

 Schaffung zusätzlicher Vermeidungs- und Verwertungsanreize durch Umstel-
lung von degressiver auf lineare Gebührenberechnung 
 

 Reduzierung des Rabattes für Eigenkompostierer von 20 auf durchschnittlich 
10% 
 

 Einführung eines Tarifes für die zusätzliche Bereitstellung von Biotonnen über 
das satzungsgemäß zur Verfügung gestellte Bio-Abfall-Volumen hinaus.  

 
 
Die Änderung der Abfallgebühren bezogen auf das jeweilige Abfallvolumen sowie ein Ge-
bührenverglich zu den bisherigen Abfallgebühren sind aus beigefügter Übersicht ersichtlich. 
 
Die rechtlichen Rahmenbedingungen sowie die Kalkulationsgrundlagen der Gebührenkalku-
lation werden im Detail im Rahmen der Sitzung durch die Vertreter der teamwerk_AG erör-
tert. 
 
Die Verwaltung schlägt vor, die Gebührenplankalkulation 2018 - 2020 in der vorgelegten 
Form zu beschließen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Umwelt- und Abfallwirtschaftsausschuss/ Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag,  
 
die beigefügte Gebührenkalkulation 2018-2020 auf Grundlage der  beigefügten Mengen- und 
Kostenprognosen zu beschließen. 
 
 
 
Im Auftrag: 

 
Michael Mersinger 
Fachbereichsleiter 
 
 

Anlage/n:  

Gebührenübersicht 2018-2020 
Kalkulation der Abfallgebühren LKKL 2018-2020 



 

KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 
Fachbereich 5.4 
5.4/MM/53790 
0960/2017 
 
____________________________________ 
 

30.10.2017 
 

Beschlussvorlage 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Umwelt- und Abfallwirtschaftsausschuss 02.11.2017 öffentlich 
Kreisausschuss 13.11.2017 öffentlich 
Kreistag 20.11.2017 öffentlich 

 
 

Änderung der Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für die 
Abfallentsorgung (Abfallgebührensatzung) 
 
Sachverhalt: 
 
Die Ergebnisse der Gebührenplankalkulation wurden in die Abfallgebührensatzung des 
Landkreises Kaiserslautern eingearbeitet.  
 
Die Änderung der Abfallgebührensatzung soll mit Wirkung zum 01.01.2018 erfolgen.  
 
Diese Änderung der Abfallgebührensatzung ist vom Kreistag zu beschließen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Umwelt- und Abfallwirtschaftsausschuss/ Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag 
wie folgt zu beschließen: 
 
Der Kreistag beschließt die beigefügte Änderungssatzung mit Wirkung zum 01.01.2018. 
 
 
 
 
Im Auftrag: 

 
Michael Mersinger 
Fachbereichsleiter 
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12. Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von 
Benutzungsgebühren für die Abfallentsorgung (Abfallgebührensatzung) des 
Landkreises Kaiserslautern 
 

Artikel 1 
 

Änderung der Gebührensatzung 
 

Die Satzung des Landkreises Kaiserslautern über die Erhebung von Benutzungsgebühren 
für die Abfallentsorgung (Gebührensatzung) vom 30.10.1996, in der Fassung vom 
01.01.2015, wird wie folgt geändert: 
 
 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
gestrichen: 178,44 €                    neu: 156,72 € 
gestrichen: 262,80 €                    neu: 216,96 € 
gestrichen: 337,44 €                    neu: 289,20 € 
gestrichen: 642,36 €                    neu: 549,00 € 
 
 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
 
gestrichen: 142,80 €                    neu: 145,92 € 
gestrichen: 207,60 €                    neu: 200,64 € 
gestrichen: 269,28 €                    neu: 267,48 € 
gestrichen: 509,40 €                    neu: 509,04 € 
 
neu hinzugefügt wird: 
 
1.100 l (Umleer) 2-wöchentl.             1.790,64 € 
1.100 l (Umleer) wöchentl.                3.581,16 € 
 
 
§ 5 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
gestrichen:     2,80 €                      neu:    3,00 € 
 
 
§ 5 wird um Abs. 3a ergänzt: 
 
(3a) Auf Wunsch der Beseitigungspflichtigen können zusätzliche Biotonnen zu den nach § 14 
Abs. 3 der Abfallsatzung bereitgestellten Biotonnen zur Verfügung gestellt werden. 
 
Die Gebühr für eine zusätzliche 120 l-Biotonne beträgt   78,72 €/Jahr 
Die Gebühr für eine zusätzliche 240 l-Biotonne beträgt 157,56 €/Jahr 
 
 
§ 5 Abs. 5.1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
gestrichen: 2.024,52 €/Jahr     neu:       4.049,40 €/Jahr 
gestrichen: 5.100,72 €/Jahr     neu:       7.797,72 €/Jahr 
gestrichen: 7.319,64 €/Jahr     neu:     12.996,12 €/Jahr 
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§ 5 Abs. 5.1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
 
gestrichen: 1.012,32 €/Jahr     neu:       2.024,64 €/Jahr 
gestrichen: 2.550,36 €/Jahr     neu:       3.898,80 €/Jahr 
gestrichen: 3.659,88 €/Jahr     neu:       6.498,12 €/Jahr 
 
 
§ 5 Abs. 5.1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 
gestrichen:   89,86 €                   neu:   83,71 € 
gestrichen: 188,24 €                   neu: 158,54 € 
gestrichen: 250,91 €                   neu: 233,38 € 
 
 
§ 5 Abs. 5.2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
gestrichen:   91,96 €                   neu:  102,42 € 
gestrichen:   91,96 €                   neu:  102,42 € 
gestrichen:   99,50 €                   neu:  102,42 € 
gestrichen: 115,69 €                   neu:  138,12 € 
gestrichen: 126,57 €                   neu:  138,12 € 
gestrichen: 139,54 €                   neu:  138,12 €     
 
 
 
 Artikel 2 
 
Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2018 in Kraft. 
 
 
Kaiserslautern, den 20.11.2017 
Kreisverwaltung Kaiserslautern 
 
 
 
Paul Junker 



 

KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 
Fachbereich 1.3 
1.3/aw/11611 
0965/2017 
 
____________________________________ 
 

13.11.2017 
 

Beschlussvorlage 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Kreisausschuss 13.11.2017 öffentlich 
Kreistag 20.11.2017 öffentlich 

 
 

Kommunales Investitionsprogramm 3.0 - Rheinland-Pfalz (KI 3.0), Kapitel 2 - 
Umsetzung im Landkreis Kaiserslautern 
 

 
Sachverhalt: 

 
 
Durch das Gesetz zur Neuregelung des bundesstaatlichen Finanzausgleichssystems ab dem 
Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften vom 14. August 2017 wurde 
der Kommunalinvestitionsförderungsfonds des Bundes um 3,5 Mrd. Euro auf insgesamt 7 
Mrd. Euro aufgestockt. Aus diesen Mitteln können die Länder Finanzhilfen gewähren für In-
vestitionen von finanzschwachen Kommunen in die Verbesserung der Schulinfrastruktur. 
 
In Analogie zu der Ergänzung des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes auf Bundes-
ebene durch ein „Kapitel 2“ soll auf Landesebene das Programm KI 3.0 ebenfalls durch ei-
nen entsprechenden Zusatz für die Umsetzung des neuen Programms kenntlich gemacht 
werden. Das neue Landesprogramm zur Verbesserung der Schulinfrastruktur heißt daher  
KI 3.0, Kapitel 2. 
 
Das Ministerium der Finanzen hat am 19.10.2017 ein Informationsschreiben  zur Umsetzung 
des neuen KI 3.0, Kapitel 2, herausgegeben. Dem Schreiben sind 3 Anlagen beigefügt. Es 
handelt sich um eine Liste der antragsberechtigten kommunalen Schulträger, eine Liste mit 
der Verteilung der Mittel des KI 3.0, Kapitel 2, auf kreisfreie Städte und Landkreise und um 
ein Muster für die einzureichende Projektliste. 
 
Das Schreiben des Ministeriums der Finanzen und die Anlagen sind zu Ihrer Information bei-
gefügt.   
 
Nach dem Verteilungsschlüssel des Landes beträgt das „Regionalbudget“ des Landkreises 
Kaiserslautern 5,953 Mio. €. 
 
Wie das neue Programm KI 3.0, Kapitel 2 im Landkreis Kaiserslautern umgesetzt werden 
kann, wurde am 08.11.2017 im Rahmen einer Dienstbesprechung mit der Bürgermeisterin 
und den Bürgermeistern der antragsberechtigten Verbandsgemeinden erörtert. 
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Hierbei hat man sich einmütig darauf verständigt, dass dem Kreistag folgender Vorschlag zur 
Umsetzung des KI 3.0, Kapitel 2, unterbreitet werden sollte: 
 
Alle vom Land als finanzschwach anerkannten kommunalen Schulträger (Landkreis Kaisers-
lautern und außer der Verbandsgemeinde Ramstein-Miesenbach alle Verbandsgemeinden) 
sollten am KI 3.0, Kapitel 2, partizipieren. Die Verteilung des Regionalbudgets soll in enger 
Anlehnung an diejenigen Kriterien und Schlüssel erfolgen, mit denen das Land Rheinland-
Pfalz seinen Anteil an den Bundesmitteln von ca. 256,6 Mio. €  auf die kreisfreien Städte und 
Landkreise verteilt hat. 
 
Als Verteilungsschlüssel dient demnach die Schülerzahl, wobei diese nach Maßgabe der 
Höhe der Kassenkredite je Einwohner gewichtet werden sollte. Die vom Land für die Bildung 
der Regionalbudgets ermittelten und angewandten Schülerzahlen und Liquiditätskredite je 
Einwohner sollten für die Verteilung auf die kommunalen Schulträger übernommen werden. 
Die Schülerzahlen der Integrierten Gesamtschulen Landstuhl, Enkenbach-Alsenborn und 
Otterberg sollten in Anlehnung an die Kostenträgerschaft zu 75% dem Landkreis Kaiserslau-
tern und zu 25% der jeweiligen Verbandsgemeinde zugerechnet werden. 
 
Die daraus resultierende Budgetverteilung kann der beigefügten Anlage 5 entnommen wer-
den. 
 
Letztlich spiegeln sich in der weiteren Verteilung des Regionalbudgets (wie bei der Vertei-
lung des Landesanteiles auf die kreisfreien Städte und Landkreise) der Bedarf gemäß der 
Anzahl von Schülerinnen und Schülern im Schuljahr 2016/2017 und die Finanzschwäche der 
antragsberechtigten kommunalen Schulträger wider. 
 
Das für die Beschlussfassung über die Projektliste zuständige Gremium sollte, wie es sich 
bei der Umsetzung des KI 3.0, Kapitel 1, bereits bewährt hat, der Kreisausschuss sein. 
 
Vorbehaltlich der Zustimmung des Kreistages zu dieser Vorgehensweise wurden die Bür-
germeisterin und die Bürgermeister der antragsberechtigten Verbandsgemeinden gebeten, 
schnellstmöglich (längstens bis zum 13.12.2017) dem Landkreis Projekte im Sinne des KI 
3.0, Kapitel 2, zu melden.  
Der Landkreis wird bis zum 31.12.2017 eine erste Projektliste dem Finanzministerium vorle-
gen. Bei dieser Liste muss in Kauf genommen werden, dass in der Kürze der Zeit für einige 
Projekte nur eine grobe Kostenschätzung vorliegen kann.  
Die Verbandsgemeinden sind angehalten, diese Kostenschätzungen bis Ende März 2018 zu 
präzisieren. 
 
Zum 31.03.2018 wäre dem Finanzministerium die modifizierte und abschließende Liste vor-
zulegen, die dann das komplette Regionalbudget ausschöpft und auf gesicherten Kosten-
schätzungen beruhen sollte. 
 
Auch sind die Verbandsgemeinden angehalten, dem Landkreis Ersatzmaßnahmen zu mel-
den, die dann zum Tragen kommen könnten, falls im Programmzeitraum Maßnahmen auf-
gegeben werden müssten. 
 
Ob auch diese Ersatzmaßnahmen dem Finanzministerium bis spätestens zum 31.03.2018 
benannt werden müssen, ist noch nicht abschließend geklärt. Eine entsprechende Anfrage 
an das Finanzministerium ist noch nicht beantwortet. 
 
Im Auftrag: 
 
Thomas Lauer 
 
 



Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Kreistag stimmt der im Sachverhalt dargestellten Umsetzung des KI 3.0, Kapitel 2 
und der Verteilung des Regionalbudgets entsprechend der Anlage 5 zu. 

 
2. Der Kreistag bestimmt den Kreisausschuss als zuständiges Gremium für die Be-

schlussfassung über die Projektliste und den weiteren Vollzug des KI 3.0, Kapitel 2.  
. 
 
 
 
 
 
 

Anlage/n:  

1 Infoschreiben FM_19.10.2017 
2 Informationsschreiben KI 3.0 II_Anlage 1 
3 Informationsschreiben KI 3.0 II_Anlage 2 
4 Informationsschreiben KI 3.0 II_Anlage 3 
5 Bugetverteilung im Landkreis Kaiserslautern 
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Kommunales Investitionsprogramm KI 3.0, Kapitel 2 - Rheinland-Pfalz

Kommunaler Schulträger antragsberechtigt

Bezirksverband Pfalz JA

Gemeindeverwaltung Altrip JA

Gemeindeverwaltung Bassenheim JA

Gemeindeverwaltung Bellheim JA

Gemeindeverwaltung Berg JA

Gemeindeverwaltung Birkenheide JA

Gemeindeverwaltung Birken-Honigsessen JA

Gemeindeverwaltung Bobenheim-Roxheim JA

Gemeindeverwaltung Böhl-Iggelheim JA

Gemeindeverwaltung Breitscheid JA

Gemeindeverwaltung Brey JA

Gemeindeverwaltung Büchel JA

Gemeindeverwaltung Budenheim JA

Gemeindeverwaltung Erpel JA

Gemeindeverwaltung Ettringen JA

Gemeindeverwaltung Friesenhagen NEIN

Gemeindeverwaltung Fürfeld JA

Gemeindeverwaltung Fussgönheim NEIN

Gemeindeverwaltung Gimbsheim JA

Gemeindeverwaltung Grafschaft JA

Gemeindeverwaltung Greimerath JA

Gemeindeverwaltung Hackenheim JA

Gemeindeverwaltung Hanhofen JA

Gemeindeverwaltung Hargesheim JA

Gemeindeverwaltung Harthausen JA

Gemeindeverwaltung Haßloch JA

Gemeindeverwaltung Hillscheid JA

Gemeindeverwaltung Hinterweidenthal JA

Gemeindeverwaltung Insheim JA

Gemeindeverwaltung Irsch JA

Gemeindeverwaltung Kaltenengers JA

Gemeindeverwaltung Katzwinkel JA

Gemeindeverwaltung Kehrig JA

Gemeindeverwaltung Kenn JA

Gemeindeverwaltung Kettig JA

Gemeindeverwaltung Kirchwald JA

Gemeindeverwaltung Klingenmünster JA

Gemeindeverwaltung Klotten JA

Gemeindeverwaltung Kottenheim JA

Gemeindeverwaltung Leubsdorf JA

Gemeindeverwaltung Limburgerhof NEIN

Gemeindeverwaltung Linden JA

Gemeindeverwaltung Malborn JA

Gemeindeverwaltung Maxdorf NEIN

Gemeindeverwaltung Melsbach JA

Gemeindeverwaltung Morbach NEIN

Gemeindeverwaltung Mörsdorf JA

Gemeindeverwaltung Mutterstadt JA

Gemeindeverwaltung Neuhofen JA

Gemeindeverwaltung Niederfell JA

Gemeindeverwaltung Niederwerth JA

Gemeindeverwaltung Norken JA

Gemeindeverwaltung Obrigheim (Pfalz) JA

Gemeindeverwaltung Orenhofen JA

Gemeindeverwaltung Otterstadt JA

Gemeindeverwaltung Queidersbach NEIN

Gemeindeverwaltung Rheinbreitbach JA

Gemeindeverwaltung Rödersheim-Gronau JA

Gemeindeverwaltung Römerberg JA

Gemeindeverwaltung Roxheim JA

Gemeindeverwaltung Sankt Johann JA

1
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Gemeindeverwaltung Sankt Katharinen NEIN

Gemeindeverwaltung Sankt Sebastian JA

Gemeindeverwaltung Scheuerfeld JA

Gemeindeverwaltung Serrig JA

Gemeindeverwaltung Spay JA

Gemeindeverwaltung Steinweiler JA

Gemeindeverwaltung Urbar JA

Gemeindeverwaltung Urmitz NEIN

Gemeindeverwaltung Vettelschoss JA

Gemeindeverwaltung Wackernheim JA

Gemeindeverwaltung Waldesch NEIN

Gemeindeverwaltung Waldsee NEIN

Gemeindeverwaltung Wassenach JA

Gemeindeverwaltung Weinsheim JA

Gemeindeverwaltung Weisenheim am Sand JA

Gemeindeverwaltung Weitefeld JA

Gemeindeverwaltung Weitersburg JA

Gemeindeverwaltung Zeiskam JA

Kreisverwaltung Ahrweiler NEIN

Kreisverwaltung Altenkirchen (Ww.) JA

Kreisverwaltung Alzey-Worms JA

Kreisverwaltung Bad Dürkheim JA

Kreisverwaltung Bad Kreuznach JA

Kreisverwaltung Bernkastel-Wittlich JA

Kreisverwaltung Birkenfeld JA

Kreisverwaltung Cochem-Zell JA

Kreisverwaltung des Eifelkreises Bitburg-Prüm JA

Kreisverwaltung Donnersbergkreis JA

Kreisverwaltung Germersheim JA

Kreisverwaltung Kaiserslautern JA

Kreisverwaltung Kusel JA

Kreisverwaltung Mainz-Bingen NEIN

Kreisverwaltung Mayen-Koblenz JA

Kreisverwaltung Neuwied JA

Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück-Kreis JA

Kreisverwaltung Rhein-Lahn-Kreis JA

Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis JA

Kreisverwaltung Südliche Weinstraße JA

Kreisverwaltung Südwestpfalz JA

Kreisverwaltung Trier-Saarburg JA

Kreisverwaltung Vulkaneifel JA

Kreisverwaltung Westerwaldkreis NEIN

Land Rheinland-Pfalz NEIN

Schulverband Bottenbach c/o Verbandgemeindeverwaltung Pirmasens-Land JA

Schulverband der Paul-Moor-Schule JA

Schulverband der Stadt und Verbandsgemeinde Trier Stadtverwaltung Trier JA

Schulzweckverband Enkenbach-Alsenborn Geschäftsstelle: Verbandsgemeindeverwaltung Enkenbach-A. JA

Schulzweckverband Integrierte Gesamtschule Landstuhl JA

Schulzweckverband Integrierte Gesamtschule Otterberg JA

Schulzweckverband Integrierte Gesamtschule Stromberg JA

Schulzweckverband Landkern JA

Stadtverwaltung Alzey JA

Stadtverwaltung Andernach JA

Stadtverwaltung Bad Dürkheim NEIN

Stadtverwaltung Bad Kreuznach JA

Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler JA

Stadtverwaltung Bendorf JA

Stadtverwaltung Bingen am Rhein JA

Stadtverwaltung Bitburg JA

Stadtverwaltung Boppard JA

Stadtverwaltung Frankenthal (Pfalz) JA

Stadtverwaltung Germersheim JA

Stadtverwaltung Grünstadt NEIN

Stadtverwaltung Herdorf JA
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Stadtverwaltung Höhr-Grenzhausen JA

Stadtverwaltung Idar-Oberstein JA

Stadtverwaltung Ingelheim am Rhein NEIN

Stadtverwaltung Kaiserslautern JA

Stadtverwaltung Kirn JA

Stadtverwaltung Koblenz JA

Stadtverwaltung Konz JA

Stadtverwaltung Lahnstein JA

Stadtverwaltung Landau/Pf. JA

Stadtverwaltung Ludwigshafen/Rh. JA

Stadtverwaltung Mainz JA

Stadtverwaltung Mayen JA

Stadtverwaltung Mülheim-Kärlich NEIN

Stadtverwaltung Neustadt/W. JA

Stadtverwaltung Neuwied JA

Stadtverwaltung Pirmasens JA

Stadtverwaltung Remagen JA

Stadtverwaltung Sankt Goar JA

Stadtverwaltung Schifferstadt NEIN

Stadtverwaltung Sinzig JA

Stadtverwaltung Speyer JA

Stadtverwaltung Trier JA

Stadtverwaltung Vallendar JA

Stadtverwaltung Weißenthurm JA

Stadtverwaltung Wittlich JA

Stadtverwaltung Worms JA

Stadtverwaltung Wörth am Rhein NEIN

Stadtverwaltung Zweibrücken JA

Verbandsgemeindeverwaltung Adenau NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Alsenz-Obermoschel JA

Verbandsgemeindeverwaltung Altenahr JA

Verbandsgemeindeverwaltung Altenglan JA

Verbandsgemeindeverwaltung Altenkirchen (Westerwald) NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Alzey-Land JA

Verbandsgemeindeverwaltung Annweiler am Trifels JA

Verbandsgemeindeverwaltung Arzfeld JA

Verbandsgemeindeverwaltung Asbach JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bad Bergzabern NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Bad Breisig JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bad Ems JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bad Hönningen JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bad Kreuznach JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bad Marienberg (Westerwald) JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bad Sobernheim NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Baumholder JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bellheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bernkastel-Kues JA

Verbandsgemeindeverwaltung Betzdorf-Gebhardshain JA

Verbandsgemeindeverwaltung Birkenfeld JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bitburger Land JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bodenheim NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Brohltal JA

Verbandsgemeindeverwaltung Bruchmühlbach-Miesau JA

Verbandsgemeindeverwaltung Cochem NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Dahner Felsenland JA

Verbandsgemeindeverwaltung Dannstadt-Schauernheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Daun JA

Verbandsgemeindeverwaltung Deidesheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Dierdorf JA

Verbandsgemeindeverwaltung Diez NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Edenkoben NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Eich JA

Verbandsgemeindeverwaltung Eisenberg (Pfalz) JA

Verbandsgemeindeverwaltung Emmelshausen JA
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Verbandsgemeindeverwaltung Enkenbach-Alsenborn JA

Verbandsgemeindeverwaltung Flammersfeld JA

Verbandsgemeindeverwaltung Freinsheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Gau-Algesheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Gerolstein NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Göllheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Grünstadt-Land NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Hachenburg JA

Verbandsgemeindeverwaltung Hagenbach NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Hahnstätten JA

Verbandsgemeindeverwaltung Hamm (Sieg) JA

Verbandsgemeindeverwaltung Hauenstein JA

Verbandsgemeindeverwaltung Heidesheim am Rhein JA

Verbandsgemeindeverwaltung Herdorf-Daaden JA

Verbandsgemeindeverwaltung Hermeskeil JA

Verbandsgemeindeverwaltung Herrstein NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Herxheim NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Hettenleidelheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Hillesheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Höhr-Grenzhausen NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Jockgrim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Kaisersesch JA

Verbandsgemeindeverwaltung Kaiserslautern-Süd JA

Verbandsgemeindeverwaltung Kandel JA

Verbandsgemeindeverwaltung Kastellaun JA

Verbandsgemeindeverwaltung Katzenelnbogen JA

Verbandsgemeindeverwaltung Kelberg JA

Verbandsgemeindeverwaltung Kell am See JA

Verbandsgemeindeverwaltung Kirchberg (Hunsrück) NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Kirchen (Sieg) NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Kirchheimbolanden NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Kirn-Land JA

Verbandsgemeindeverwaltung Konz JA

Verbandsgemeindeverwaltung Kusel JA

Verbandsgemeindeverwaltung Lambrecht (Pfalz) JA

Verbandsgemeindeverwaltung Lambsheim-Heßheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Landau-Land JA

Verbandsgemeindeverwaltung Landstuhl JA

Verbandsgemeindeverwaltung Langenlonsheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Lauterecken-Wolfstein JA

Verbandsgemeindeverwaltung Lingenfeld JA

Verbandsgemeindeverwaltung Linz am Rhein JA

Verbandsgemeindeverwaltung Loreley JA

Verbandsgemeindeverwaltung Maifeld JA

Verbandsgemeindeverwaltung Maikammer JA

Verbandsgemeindeverwaltung Meisenheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Mendig NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Monsheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Montabaur NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Nassau NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Nastätten NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Nieder-Olm NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Obere Kyll JA

Verbandsgemeindeverwaltung Oberes Glantal JA

Verbandsgemeindeverwaltung Offenbach an der Queich JA

Verbandsgemeindeverwaltung Otterbach-Otterberg JA

Verbandsgemeindeverwaltung Pellenz JA

Verbandsgemeindeverwaltung Pirmasens-Land NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Prüm JA

Verbandsgemeindeverwaltung Puderbach NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Ramstein-Miesenbach NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Ransbach-Baumbach JA

Verbandsgemeindeverwaltung Rengsdorf JA

Verbandsgemeindeverwaltung Rennerod JA
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Verbandsgemeindeverwaltung Rhaunen JA

Verbandsgemeindeverwaltung Rheinböllen JA

Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Mosel NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Nahe JA

Verbandsgemeindeverwaltung Rhein-Selz JA

Verbandsgemeindeverwaltung Rockenhausen JA

Verbandsgemeindeverwaltung Rodalben JA

Verbandsgemeindeverwaltung Römerberg-Dudenhofen NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Rüdesheim NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Rülzheim JA

Verbandsgemeindeverwaltung Ruwer JA

Verbandsgemeindeverwaltung Saarburg JA

Verbandsgemeindeverwaltung Sankt Goar-Oberwesel JA

Verbandsgemeindeverwaltung Schweich an der Römischen Weinstraße JA

Verbandsgemeindeverwaltung Selters (Westerwald) NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Simmern / Hunsrück NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Speicher JA

Verbandsgemeindeverwaltung Sprendlingen-Gensingen JA

Verbandsgemeindeverwaltung Stromberg JA

Verbandsgemeindeverwaltung Südeifel JA

Verbandsgemeindeverwaltung Thaleischweiler-Fröschen-Wallhalben JA

Verbandsgemeindeverwaltung Thalfang am Erbeskopf JA

Verbandsgemeindeverwaltung Traben-Trarbach JA

Verbandsgemeindeverwaltung Trier-Land JA

Verbandsgemeindeverwaltung Ulmen JA

Verbandsgemeindeverwaltung Unkel NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Vallendar JA

Verbandsgemeindeverwaltung Vordereifel JA

Verbandsgemeindeverwaltung Wachenheim an der Weinstraße JA

Verbandsgemeindeverwaltung Waldbreitbach JA

Verbandsgemeindeverwaltung Waldfischbach-Burgalben JA

Verbandsgemeindeverwaltung Wallmerod JA

Verbandsgemeindeverwaltung Weilerbach JA

Verbandsgemeindeverwaltung Weißenthurm JA

Verbandsgemeindeverwaltung Westerburg NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Winnweiler JA

Verbandsgemeindeverwaltung Wirges NEIN

Verbandsgemeindeverwaltung Wissen JA

Verbandsgemeindeverwaltung Wittlich-Land JA

Verbandsgemeindeverwaltung Wöllstein JA

Verbandsgemeindeverwaltung Wonnegau JA

Verbandsgemeindeverwaltung Wörrstadt JA

Verbandsgemeindeverwaltung Zell (Mosel) JA

Verbandsgemeindeverwaltung Zweibrücken-Land JA

Zweckverband Liesel-Metten-Schule NEIN

Zweckverband Schule für Körperbehinderte JA

Stand: 17. Oktober 2017
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Verteilungsschlüssel zum Kommunalen Investitionsprogramm KI 3.0, Kapitel 2

zur Verbesserung der kommunalen Schulinfrastruktur in Rheinland-Pfalz

Budget

Bundesmittel

in Mio. Euro

Kfr St Frankenthal (Pfalz) 6,062             

Kfr St Kaiserslautern 17,120           

Kfr St Koblenz 9,715             

Kfr St Landau in der Pfalz 4,776             

Kfr St Ludwigshafen am Rhein 25,479           

Kfr St Mainz 22,155           

Kfr St Neustadt an der Weinstraße 3,443             

Kfr St Pirmasens 5,943             

Kfr St Speyer 5,712             

Kfr St Trier 14,152           

Kfr St Worms 8,514             

Kfr St Zweibrücken 5,468             

LK Ahrweiler 2,227             

LK Altenkirchen (Ww.) 6,550             

LK Alzey-Worms 6,285             

LK Bad Dürkheim 5,032             

LK Bad Kreuznach 8,632             

LK Bernkastel-Wittlich 6,004             

LK Birkenfeld 5,030             

LK Cochem-Zell 2,659             

LK Donnersbergkreis 4,988             

LK Eifelkreis Bitburg-Prüm 5,489             

LK Germersheim 5,870             

LK Kaiserslautern 5,953             

LK Kusel 4,567             

LK Mainz-Bingen 2,349             

LK Mayen-Koblenz 9,935             

LK Neuwied 11,218           

LK Rhein-Hunsrück-Kreis 5,506             

LK Rhein-Lahn-Kreis 5,730             

LK Rhein-Pfalz-Kreis 4,085             

LK Südliche Weinstraße 4,376             

LK Südwestpfalz 3,422             

LK Trier-Saarburg 6,422             

LK Vulkaneifel 3,121             

LK Westerwaldkreis 2,608             

RP gesamt 256,596

Stand: 17. Oktober 2017

Die ausgewiesenen Beträge für die kreisfreien Städte und die Landkreise verstehen sich als 

Budgetobergrenze für die Fördermittel des Bundes bis zu der Förderprojekte beantragt werden können. 

Aus den Budgets für die Landkreise sind Förderanträge aller Schulträger der kreisangehörigen Städte, 

Gemeinden und Gemeindeverbände und des Landkreises selbst zu berücksichtigen, die als 

finanzschwach im Sinne dieses Förderprogramms gelten und damit antragsberechtigt sind. 
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Mustertabelle für Projektliste in KI 3.0, Kapitel 2

Maßnahmenliste (KI 3.0, Kapitel 2)
Liste der geplanten Maßnahmen, die im KI 3.0, Kapitel 2 gefördert werden sollen

Die nachfolgenden Maßnahmen wurden nicht vor dem 1. Juli 2017 begonnen und werden vor dem 31.12.2022 abgeschlossen sein.

Sie entsprechen den Vorgaben des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes und der VV-KInvFG (zur Durchführung für Kapitel 2) sowie den Maßgaben von KI 3.0.

Die Auswahl der hier genannten Projekte wurde von dem zuständigen Gremium beschlossen.

lfd. Nr. Träger der Maßnahme AGS Ort der Maßnahme AGS Beschreibung der Maßnahme gepl. Beginn 

der Maßnahme

gepl. Ende der 

Maßnahme

Investitions-

volumen, ca.

förderfähige 

Kosten, ca.

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

zzz zz zzz zzz zz zzz mm.jjjj mm.jjjj in Euro in Euro

Verantwortliche(r) Landrätin / Landrat / Oberbürgermeisterin / Oberbürgermeister:

Ort, Datum, Name, Vorname, 

In der Papierfassung bitte mit Unterschrift und Dienstsiegel
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Mustertabelle für Projektliste in KI 3.0, Kapitel 2

90% der 

förderfähigen 

Kosten

nicht-

förderfähige 

Kosten, ca.

Finanzierungs-

anteile Dritter, 

(nicht B., Land 

oder Kom.), ca. Name, Vorname Behörde Straße und Hausnr. Plz Ort Tel.Durchwahl Email-Adresse

11 12 13 14 15 16 17 18 19 20

in Euro in Euro

Budgetgrenze 

nicht 

überschreiten

Ansprechperson beim Maßnahmeträger



Budgetverteilung nach Schülerzahlen (Gewichtung anhand Liquditätskredite)

Schülerzahl IGS Landstuhl IGS E-A IGS O.berg Summe Liq.kredite Gewichtung Schülerzahl in % Budget Inv.volumen

6.430 739 905 758 8.832 je Einw. Faktor nach Gew. 5.953.000 6.614.444

Landkreis 2.461 554 679 568 4.262 1.841 1,6 6.819 50,42 3.001.540 3.335.044

VG B-M 802 802 2.496 1,9 1.524 11,27 670.716 745.240

VG E-A 634 226 860 2.661 2,2 1.893 13,99 833.025 925.583

VG KL-Süd 554 554 1.120 1,3 720 5,33 317.003 352.226

VG Landstuhl 534 185 719 1.449 1,3 934 6,91 411.275 456.972

VG Otterb.-Otterb. 666 190 856 916 1,0 856 6,33 376.557 418.397

VG Weilerbach 779 779 0 1,0 779 5,76 342.885 380.983

Summe 6.430 739 905 758 8.832 10.483 13.525 100,00 5.953.000 6.614.444

Hinweis zu KL-Süd: Queidersbach mit 115 wird berücksichtigt, da Trägerschaft zu VG gewechselt

Hinweis zu IGS: Aufteilung der Schülerzahlen (75 % LK, 25 % VG)

Probe Schülerzahl 8.832

VG Ramstein 1.035

GESAMT 9.867

Liquiditätskredite 

je EW

Gewichtungs-

faktor

Bis zu 1.000 €/EW 1

Bis zu 1.500 €/EW 1,3

Bis zu 2.000 € /EW 1,6

Bis zu 2.500 €/EW 1,9

Über 2.500  €/EW 2,2
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KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 
Fachbereich 5.2 
 
0972/2017 
 
____________________________________ 
 

10.11.2017 
 

Beschlussvorlage 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Kreisausschuss 13.11.2017 öffentlich 
Kreistag 20.11.2017 öffentlich 

 
 

Energetische Sanierung Kreisveraltungsgebäude: Auftragsvergabe 
 
Sachverhalt: 
 
 
A) Vergebene Aufträge seit der letzten Sitzung 
 
In der Kreistagssitzung vom 19.06.2017 wurde eine Reihe Vorratsbeschlüssen gefasst. Fol-
gender Auftrag konnte seit der letzten Sitzung vergeben werden: 
 
Gewerk Metallbauarbeiten 
Hierbei handelt es sich um die neuen Fenster auf der Süd- und  Westseite des Gebäudes. 
Die Leistung wurde auf 1.330.000,00 Euro inkl. MwSt. geschätzt. 
 
Der Auftrag wurde an die Firma Metallbau Klippel GmbH, in Binsfeld in Höhe von 984.615,92 
€ inkl. MwSt. vergeben.  Die Auftragssumme liegt somit unter den geschätzten Kosten.  
 
B) Ermächtigungsbeschluss („Vorratsbeschluss“) 
 
Aktuell wurde die Lieferung- und Montage der neuen Natursteinfassade mit Submissionster-
min am 05.12.2017 ausgeschrieben. Die geschätzten Kosten für diese Leistung liegen bei 
ca. 1.550.000,00 € inkl. MwSt.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Vorschlag des Kreisausschusses an den Kreistag, den Landrat zur Vergabe der Leistung 
nach erfolgter Ausschreibung zu ermächtigen. 
 
 
  
 
Im Auftrag: 
gez. 
Melanie Gentek 
Fachbereichsleiterin   
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KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 
Fachbereich 4.1 
 
0968/2017 
 
____________________________________ 
 

30.10.2017 
 

Beschlussvorlage 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Kreisausschuss 13.11.2017 öffentlich 
Kreistag 20.11.2017 öffentlich 

 
 

Jugendhilfeausschuss (2014-2019) - Nachwahl eines stimmberechtigten 
Mitglieds 
 
Sachverhalt: 
Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 22.09.2014 die 24 stimmberechtigten und 17 beraten-
den Mitglieder und deren Stellvertreter/innen für den Jugendhilfeausschuss für die Legisla-
turperiode 2014-2019 gewählt. 
Dabei wurde Frau Petra Wolf als stellvertretendes Mitglied der anerkannten Träger der freien 
Jugendhilfe (Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Rheinland-Pfalz/Saarland) gewählt. 
Frau Wolf ist zwischenzeitlich beim Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverband Rheinland-
Pfalz/Saarland ausgeschieden. 
Als neues stellvertretendes Mitglied wurde mit Schreiben vom 16.10.2017 Herr Michael 
Breiner, Rudolf-Breitscheid-Str. 42, 67655 Kaiserslautern, vorgeschlagen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag stimmt dem Wahlvorschlag des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
Rheinland-Pfalz/Saarland vom 16.10.2017 zu und wählt Herrn Michael Breiner zum stimm-
berechtigten Stellvertreter von Frau Heike Jockisch für die Dauer der aktuellen Legislaturpe-
riode des Jugendhilfeausschusses (2014 – 2019).  
 
 
 
Im Auftrag: 
 
Simone Barz 
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KREISVERWALTUNG KAISERSLAUTERN 
Fachbereich 1.1 
1.1/CZ 
0976/2017 
 
____________________________________ 
 

13.11.2017 
 

Beschlussvorlage 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Kreistag 20.11.2017 öffentlich 

 
 

Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: "Antrag zur Verlegung der 
Luftkampfübungsgebieten TRA Lauter und POLYGONE aus dem Kreisgebiet" 
 
Sachverhalt: 
 
Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 07. November 2017 erhalten Sie in 
der Anlage. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 
 
 
Im Auftrag: 
 
Achim Schmidt 
 
 

Anlage/n:  

Antrag Verlegung TRA Lautern und POLYGONE 171107 
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Fraktion im Kreistag Kaiserslautern Fraktion im Kreistag Kaiserslautern 
 
Jochen Marwede 

Fraktionsvorsitzender 

Tel.: +49 (6305) 38 19 578 

Jochen.marwede@gmail.com 

 

Dr. Eike Heinicke 

Stelv. Fraktionsvorsitzender 

Tel.: +49 (6385) 99 066 

eike@naturmed-doc.de 

 

Dr. Freia Jung-Klein 

Tel.: +49 (6374) 59 93 

freia_klein@web.de 

 

 

   

http://gruene-kl.de/kv-kaiserslautern-land/die-kreistagsfraktion/ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Landrat, lieber Paul, 

 

anbei ein Antrag der Fraktion Bündnis90/Die Grünen die Luftkampfübungsgebiete TRA Lauter 

und POLYGONE aus dem Kreisgebiet zu verlegen, mit der Bitte um Aufnahme in die 

Tagesordnung der kommenden Kreisausschuss- und Kreistagssitzungen 

 

 

 

Mit sonnig freundlichem Gruß  

 

 
 

Jochen Marwede 

Fraktionsvorsitzender Bündnis 90/Die Grünen im Kreistag Kaiserslautern 

 
  

An 

Landrat Paul Junker 

Burgstr. 11 

67659 Kaiserslautern 

 

Hochspeyer, 7.11.2017 

Betreff: Antrag zur Verlegung der Luftkampfübungsgebieten TRA Lauter 

und POLYGONE aus dem Kreisgebiet 
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Antrag zu den Luftkampfübungsgebieten TRA Lauter und POLYGONE 
 
Antrag 

Der Kreistag Kaiserslautern beauftragt den Landrat, sich bei den entsprechenden militärischen 

und zivilen Stellen für eine Verlegung der Luftkampfübungsräume TRA Lauter und POLYGONE 

aus dem Kreisgebiet einzusetzen. 

 

Begründung 

Der Großraum Kaiserslautern ist von einer starken Militärpräsenz geprägt, insbesondere von der 

Airbase Ramstein. Von der Airbase Ramstein geht eine starke Belastung der Bevölkerung mit 

gesundheitsschädlichem Fluglärm aus. Dieser entsteht durch an- und abfliegende Flugzeuge 

unterschiedlichster Art, einschließlich vieler sehr großer Frachtflugzeuge (z.B. C-5 Galaxy und C-

17 Globemaster), durch „touch and go“ Trainingsflüge mit stundenlangen Platzrunden z.B. von C-

130 Hercules Transportflugzeugen, sowie durch Bodenlärm durch warmlaufende Triebwerke und 

Bodenverkehr auf den Taxiwegen der Airbase. Zukünftig sollen noch 15 große Tankflugzeuge 

vom Typ KC-135 (basierend auf der Boeing 707) von England nach Ramstein verlegt werden, 

was eine weitere Steigerung des Fluglärms mit sich bringen wird. 

 

Zusätzlich ist die Region durch Luftkampfübungen im Zusammenhang mit der TRA (Temporary 

Restricted Airspace) Lauter und Luftabwehrübungen im Trainingsgebiet POLYGONE, mit einer 

Station unter anderem in Bann, stark belastet. Schon der regelgerechte Flugverkehr ist für die 

Bevölkerung sehr belastend, zusätzlich kommt es immer wieder auch zu Unterschreitungen der 

vorgeschriebenen Mindestflughöhen und Überschreitungen der erlaubten Übungszeiten. Die vor 

einige Wochen rund um Bann im Schwebeflug und tiefem Rundflug operierenden Helikopter 

sowie die im Spätsommer 2015 unter deutlicher Unterschreitung der erlaubten Flughöhe über 

Hochspeyer fliegenden Osprey Kipprotorflugzeuge sind hierfür nur zwei Beispiele. Die 

Informationspolitik der militärischen Stellen lässt dabei mitunter stark zu wünschen übrig, was 

das Vertrauen und die Akzeptanz durch die Bevölkerung weiter untergräbt. Zusätzlich zum Lärm 

gehen von den vielen Flugbewegungen und Luftübungen auch erhebliche Unfallgefahren sowie 

eine nicht zu vernachlässigende Schadstoffbelastung aus. 

 

Die Airbase Ramstein ist ortsfest und mit großen Investitionen verbunden. Es ist zur Zeit nicht zu 

erwarten, dass die Airbase Ramstein aus der Region verlegt wird. Die anderen beiden Quellen von 

Fluglärm sind jedoch beweglich und nicht an die Region gebunden, und werden auch großenteils 

von Einheiten genutzt, die nicht hier stationiert sind. Für die Konzentration dieser drei 

Fluglärmquellen in einer Region und die resultierende Dreifachbelastung der Bevölkerung in 

dieser Region gibt es keinen zwingenden Grund. 

 

Insgesamt ist die Dreifachbelastung durch Airbase Ramstein, TRA Lauter und POLYGONE für 

die Einwohner des Landkreises Kaiserslautern eine schwere Last, die durch Verlegung der TRA 

Lauter und POLYGONE gemindert werden kann. 
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